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Chemnitz 2025 S. 2
Der »Purple Path« nimmt weitere
Formen an: mit einer Schaufens-
tergalerie in Ehrenfriedersdorf.

Digitale Konferenz S. 2
Bürgerinnen und Bürger können
sich an einer Konferenz der EU
beteiligen.

Regionalkonvent S. 3
Das Gremium aus Landräten und
Oberbürgermeister Sven Schulze
hat seine Arbeit fortgesetzt.

Weihnachtsbaum S. 3
Der Weihnachtsbaum vom Chem-
nitzer Markt ist nun abgetragen –
wird jedoch weiterverwendet.

Jahresrückblick S. 3
Das Chemnitzer Standesamt hält
Zahlen aus der Statistik des ver-
gangenen Jahres bereit.

Dagmar Ruscheinsky, die
neue Bürgermeisterin für
die Bereiche Soziales, 
Jugend, Kultur und Sport,
hat am Montag von 
Oberbürgermeister 
Sven Schulze ihre Ernen-
nungsurkunde erhalten. 

Der Stadtrat hatte sie am 24. Novem-
ber 2021 zur Bürgermeisterin für das
Dezernat 5 gewählt. Dagmar Ruschein-
sky wird ihr Amt am 1. Februar antre-
ten. 

Als Schwerpunkte ihrer Arbeit hat
sie zum einen die Kulturhauptstadt
und zum anderen den Sozialbereich
fest im Blick. 
Dagmar Ruscheinsky ist 63 Jahre alt
und verheiratet. Die derzeitige Che-
fin des Leitungsstabes im Bundes-
amt für Bauwesen und Raum-
ordnung war vor ihrer Zeit in Berlin
bereits viele Jahre in Chemnitz tätig.
1999 begann die studierte Germa-
nistin und gelernte Journalistin bei
der Freien Presse in verschiedenen
Leitungspositionen. 2007 wechselte
sie als leitende Angestellte zu den
Stadtwerken Chemnitz, dem Vorgän-
ger der eins energie, bei dem sie bis
Ende 2014 arbeitete. 

Bürgermeisterin offiziell ernannt

Oberbürgermeister Sven Schulze hat am vergangenen Montag Dagmar Ruscheinsky ihre Ernennungsurkunde zur Bürgermeisterin des Dezernats 5
übergeben. Im Februar tritt sie ihr Amt in den Bereichen Soziales, Jugend, Kultur und Sport für sieben Jahre an. Außerdem hat sie zu ihrer Ernennung
einen Eid abgelegt. Foto:  Stadt Chemnitz

Lockerungen der Corona-Regeln in Sachsen
Die Sächsische Staatsregierung hat
am Mittwoch eine erneute Änderung
der Corona-Notfall-Verordnung be-
schlossen. Bei zurückgehenden In-
fektionszahlen sind Lockerungen
möglich. Die Regelungen der geän-
derten Verordnung treten am 14. Ja-
nuar 2022 in Kraft und sind bis zum
6. Februar 2022 gültig (Redaktions-
schluss Amtsblatt: 13. Januar 2022,
12 Uhr):

Einrichtungen und Angebote:
Ergänzend zur 3G- und 2G-Regel
gilt die 2Gplus-Regel für Einrich-
tungen und Angebote verpflichtend.
Somit können weiterhin genesene
und geimpfte Personen an den An-
geboten teilnehmen, jedoch müs-
sen diese zusätzlich einen tages-
aktuellen negativen Test nachwei-

sen können. Von der Testpflicht
ausgenommen sind geboosterte
Personen, Kinder bis zum 6. Le-
bensjahr, Personen, für die keine
Impfempfehlung der STIKO vor-
liegt, Personen, die über einen voll-
ständigen Impfschutz und zusätz-
lich einen Genesenennachweis ver-
fügen sowie vollständig Geimpfte,
deren letzte Einzelimpfung mindes-
tens 14 Tage und maximal drei Mo-
nate zurückliegt.
Der Zugang zur Innengastronomie
ist unter Beachtung der 2Gplus-
Regel möglich, für die Außengastro-
nomie bleibt ein Impf- oder Gene-
senennachweis ausreichend. Mu-
seen, Ausstellungen und Gedenk-
stätten können mit der 3G-Regel
und strengen Hygienemaßnahmen
unabhängig von Inzidenz und Bet-

tenbelegung öffnen. Für Chemnitz
bedeutet das, dass sowohl die
Kunstsammlungen als auch die
Theater Chemnitz sowie zahlreiche
weitere Einrichtungen wieder öff-
nen dürfen. Weitere Informationen
sind auf den Webseiten der jeweili-
gen Einrichtungen zu finden sowie
unter www.chemnitz.de/coronavi-
rus_regelungen zusammengefasst.

Körpernahe Dienstleistungen:
Unter Berücksichtigung von 2G 
können körpernahe Dienstleistun-
gen stattfinden, für Friseurbesuche
wird ein Impf-, Genesenen- oder
Testnachweis benötigt. 

Lockerungen und neue Schwellen-
werte:
Bei einer 7-Tage-Inzidenz unter

1500, einem Belastungswert auf
den Normalstationen unter 1.300
mit Covid-19-Patienten belegten
Betten sowie einem Belastungswert
der Intensivstationen von 420 mit
Covid-19-Patienten belegten Bet-
ten in den sächsischen Kranken-
häusern gelten fortan Lockerungen.
Da Chemnitz aktuell keinen dieser
Schwellenwerte überschreitet, gilt
nun folgendes für die Stadt: 

 Dienstleister wie Reisebüros, Ver-
sicherungsagenturen o. ä. können
öffnen (2G)

 Öffnung der Gastronomie zwi-
schen 6 und 22 Uhr (2Gplus im
Innenbereich, 2G im Außenbe-
reich)

 Öffnung der übrigen Kultur- und
Freizeiteinrichtungen bedingt die

2Gplus-Regel sowie einer Kapazi-
tätsbegrenzung der Besucherzahl;
Clubs, Bars und Diskotheken blei-
ben geschlossen

 Bäder und Saunen können öffnen
(2Gplus)

 Sportveranstaltungen mit Publi-
kum sind unter Einhaltung 
der Kapazitätsgrenzen möglich
(2Gplus)

 Übernachtungen in Hotels, Feri-
enwohnungen etc. sind möglich
(2Gplus bei Anreise)

Ausführliche Informationen zu den
neuen Regelungen gibt es unter 
coronavirus.sachsen.de. 
Die Sächsische Corona-Verordnung
ist unter folgendem Link nachzule-
sen: www.coronavirus.sachsen.de/
amtliche-bekanntmachungen.html
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Auf dem Weg zu Chemnitz 2025Lexikon der 
Kulturhauptstadt

B wie Beuys

Von 7000 Eichen, von Fischgrä-
ten bis hin zu Fettecken – die
Kunstprojekte von Joseph Beuys
(1921 – 1986) waren neu und
anders. Viel wurde in der Bun-
desrepublik über den Aktions-
künstler, Gesellschaftskritiker
und Kunstprofessor diskutiert
und seine Werke gefeiert oder
kritisiert. Und Beuys’ Spuren las-
sen sich auch in Chemnitz fin-
den: Wie zum Beispiel Mica
Kempes Projekt der Eichen-
bäume ist auch die europäische
Parade der Apfelbäume von sei-
nem Werk inspiriert. 

E wie Ehrenfriedersdorf

Die Bergstadt in wenigen Wor-
ten? Heimatverbunden und euro-
päisch vernetzt. 
Mit der Entdeckung von Zinn vor
mehr als 800 Jahren begann der
Aufstieg des kleinen Städtchens,
das heute in der deutsch-tsche-
chischen UNESCO-Welterbere-
gion Erzgebirge / Krušnohoří und
somit mitten in Europa liegt.
Egal ob von hoch oben auf den
Greifensteinen oder von unten
aus dem Besucherbergwerk: Al-
lerhand zu entdecken gibt es in
Ehrenfriedersdorf. Beim Country
Open Air auf der Naturbühne
Greifensteine wird’s musikalisch,
während es im Besucherberg-
werk tief hinabgeht.
Es steht ganz schön viel Europa
im Erzgebirge – und in Ehrenfrie-
dersdorf ganz besonders. 

G wie Gunzenhauser

Im ehemaligen Sparkassenge-
bäude an der Stollberger Straße
werden zwar keine Finanzen
mehr verwaltet, dafür lässt sich
hier umso mehr Kunst entde-
cken. Das Museum Gunzenhau-
ser beherbergt nicht nur eine der
weltweit größten Sammlungen
von Otto Dix, sondern es lassen
sich auch über 3.000 weitere
Werke der Jahrhundertwende,
des Expressionismus und der
Neuen Sachlichkeit entdecken.
Und jeden ersten Freitag im
Monat gibt’s das Ganze sogar
kostenlos. 

Welche Worte kommen Ihnen in
den Sinn, wenn Sie an Europa,
Chemnitz und die Kulturhaupt-
stadt denken? 
Schreiben Sie an: 
team@chemnitz2025.de

Purple Path: 
Schaufenstergalerie 
in Ehrenfriedersdorf

36 Gemeinden in der Kulturregion sind
mittlerweile Teil des »Purple Path«.
Inzwischen ein fester Bestandteil: 
Ehrenfriedersdorf. »Die Schätze die
wir in unserer Stadt haben – und da
gibt es sehr viele im Verborgenen –
wollen wir nutzen und in den Fokus 
rücken«, sagt Silke Franzl, Bürger-
meisterin von Ehrenfriedersdorf. 

Welches Potenzial es gibt, stellt eine
seit Dezember 2021 laufende Ak-

tion unter Beweis: Rund 15 Vereine
haben sich leerstehende Ladenge-
schäfte vorgeknüpft und präsentie-
ren sich in Schaufenstern der Stadt.
Unterstützt wurden sie dabei von lo-
kalen Unternehmen, die beispiels-
weise bei Technik und Logistik als
Paten eingesprungen sind. Insbe-
sondere während der Corona-Zeit,
da Vereinstreffen kaum oder nicht
möglich waren und sind, wurde so
eine tolle Präsentationsfläche ge-
schaffen, die sowohl Einheimischen
als auch Gästen die Vielfalt der
Stadt präsentiert. Die Spannweite
der Vereine reicht von der Berggra-
bebrüderschaft über den Skiverein,
den FC Greifenstein 04 bis zum För-
derverein der Schule und dem loka-
len Klöppelverein. 

Foto: Ernesto Uhlmann

»CitizensHack2022«

Das Netzwerk EUROCITIES lädt inte-
ressierte EU-Bürger ein, sich für die
Teilnahme am CitizensHack2022 vom
10. bis 12. Februar zu bewerben und

einen Projektvorschlag zur Verbesse-
rung des Lebens in ihrer Stadt einzu-
reichen. Einsendeschluss ist der 23.
Januar um 11:59 Uhr.

Die virtuelle Veranstaltung Citizens-
Hack2022 bietet Bürgern die Mög-
lichkeit, mit Forschern an lokalen
Problemen in einem europäischen

Kontext zu arbeiten. Alle Bürger –
ob neugierig, besorgt, jung oder alt –
sind eingeladen, sich anzumelden
und an einer Sache mitzuarbeiten,
die ihnen am Herzen liegt. Diese von
der EU finanzierte Initiative soll zu
einer integrativeren Gesellschaft,
einer florierenden lokalen Wirtschaft
und einer nachhaltigen Zukunft bei-

tragen. EUROCITIES ist ein Netz-
werk von mehr als 200 Städten in
38 Ländern, in denen rund 130 Mil-
lionen Menschen leben. Die Stadt
Chemnitz arbeitet seit 2002 aktiv
im Netzwerk mit. 

Weitere Informationen gibt es unter:
ultrahack.org/citizenshack-2022 

Europaweite Bürgerbeteiligung

Mica Kempe ist eine Chemnitzer
Künstlerin. In dem Jahr, in dem sie ein-
geschult wurde, pflanzte Joseph Beuys
zur 7. Documenta den ersten Eichen-
baum seines Kunstprojektes in Kassel.
Das war 1982. Insgesamt 7.000 Bäu-
me (nicht nur Eichen) verwalden seit-
dem die Landschaft der Documenta-
Stadt. Im Jahr 2022 jährt sich die erste
Baumpflanzung zum vierzigsten Mal.

Baumfrüchte aus Kassel für weitere
Baumpflanzungen zu nutzen und im
Sinne von Beuys die »soziale Skulp-
tur« weiter wachsen zu lassen, ist
Mica Kempes Idee und ein richtiger
Herzenswunsch geworden. In Chem-
nitz möchte sie dies gemeinsam mit
allen Interessierten umsetzen. Die
Idee wurde kürzlich vom Staatsmi-
nisterium für Energie, Klimaschutz,
Umwelt und Landwirtschaft mit
einem Zukunftspreis 2021 gewür-
digt.
Ganz konkret möchte sie Baum-
früchte aus Kassel in Chemnitz ziel-
gerichtet verteilen. 
Die Anzucht von Jungbäumen,
Standortfindung für Pflanzungen

und nachhaltige Pflege sieht sie
dabei als eigenverantwortliches An-
gebot und Herausforderung zu-
gleich – denn es ist nicht einfach,
einen geeigneten Standort zu fin-
den. 
Im November vergangenen Jahres
sammelte Mica (mit Unterstützern
aus Chemnitz und Kassel) vor Ort in
Kassel Eicheln von Amerikanischen
Roteichen, die vor vierzig Jahren von
Joseph Beuys gepflanzt wurden. Die
Eicheln überwintern derzeit beim
Nachhall e. V. im Saatgutgarten
Chemnitz. Ab dem Frühjahr sind
stadtweite Pflanzungen, Aktionen
und Kooperationen angedacht. Als
Bildungsprojekt hat diese Idee Po-
tential z. B. für Kitas und Schulen.
Die soziale Skulptur wird in Chem-
nitz weiter wachsen! Dann ist auch
die Überreichung von Eicheltüten
im Buchladen MonOkel an Privat-
personen geplant. 
Gern können dort auch Kontakte von
Kitagruppen, Schulklassen, Verei-
nen etc. hinterlassen werden. Auch
Mica selbst kann man im Buchladen
antreffen. 

Spuren zur Documenta-Stadt: Mica & die Beuys-Eichen

Foto: privat
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Mobile 
Impftermine

Impfwillige können sich an fol-
genden Orten mit Termin gegen
das Corona-Virus impfen lassen:
sachsen.impfterminvergabe.de

 Samstag, 15. Januar: Globus
Chemnitz, Neefepark 3, 9 bis
17 Uhr sowie Sachsen-Allee
Chemnitz, Thomas-Mann-Platz
1b, 9 bis 17 Uhr

 Mittwoch, 19. Januar, Opern-
haus Chemnitz, Theaterplatz,
10 bis 17 Uhr

 Donnerstag, 20. Januar,
Opernhaus Chemnitz, Theater-
platz, 9 bis 17 Uhr

Jahresrückblick 
des Standesamts 

3.351 Kinder haben 2021 in
Chemnitz das Licht der Welt er-
blickt. Wie in den Jahren zuvor
kamen mehr Jungen (1.707) als
Mädchen (1.644) zur Welt. 
75 Mal sind Zwillinge geboren
worden, davon 30 Mädchen-, 17
Jungen-, und 28 gemischte Pär-
chen. Zudem kamen zweimal
Drillinge (drei Mädchen sowie
zwei Mädchen und ein Junge) in
Chemnitz zur Welt. Im Vergleich
zum Vorjahr gab es etwas weni-
ger Geburten: 2020 wurden in
Chemnitz 3.412 Kinder geboren.
Das Standesamt beurkundete
auch 2021 wieder Neugeborene
mit verschiedenen Nationen, da-
runter Syrien, Eritrea, Somalia,
Afghanistan, Russland, Ukraine,
Irak und Iran.
Die beliebtesten Vornamen bei
den Mädchen waren 2021: 
Ella (27), Emilia (25), Mia (24),
Marie (22), Mila (21), Sophie
(21), Johanna (20), Emma (19),
Charlotte (18), Ida (18). Die be-
liebtesten Vornamen bei den
Jungen waren 2021: Emil (35),
Karl (32), Theo (26), Henry (25),
Oskar (24), Paul (24), Ben (23),
Leon (21), Liam (20), Max (20).
Sterbefälle: 5.096 Sterbefälle
sind 2021 im Chemnitzer Stan-
desamt beurkundet worden. Das
ist ein leichter Anstieg im Ver-
gleich zum Vorjahr: 2020 wur-
den 4.805 Sterbefälle beurkun-
det.
Eheschließungen: 696 Paare
gaben sich 2021 im Standesamt
Chemnitz das Ja-Wort. Wie jedes
Jahr sind die Sommermonate die
beliebtesten für Trauungen. So
waren der Juli mit 111 Paaren,
der August mit 95 Paaren und
der September mit 92 Paaren
die Monate mit den häufigsten
Eheschließungen. Insgesamt lag
die Anzahl der Eheschließungen
aber unter der des Vorjahres:
2020 trauten sich 795 Paare.
Die meisten Eheschließungen
fanden im Alten Rathaus statt:
369 Paare haben dort den Bund
fürs Leben geschlossen. Im Was-
serschloß Klaffenbach gaben
sich 84 Paare, im Hotel Schloss
Rabenstein 44 Paare, in der 
Kapelle Zeisigwald 55 Paare und
in der Villa Esche 27 Paare das
Eheversprechen. 

Mitarbeiter des Grünflächenamtes
der Stadt Chemnitz haben am ver-
gangenen Montag den Weihnachts-
baum auf dem Chemnitzer Markt
abgetragen. Durch den künftigen
Marktbrunnen ist es ihnen nun
nicht mehr möglich, den Baum im
klassischen Sinne zu fällen. Die
Stammteile werden eingelagert, um
später für Reparaturen in den öf-
fentlichen Grünanlagen genutzt zu
werden. Das Grün kommt dem Tier-
park Chemnitz zu Gute. Es wird vor-
wiegend für die Gestaltung der
Gehege, zur Deko und für die Tier-
beschäftigung eingesetzt.
Zudem begann der Abbau der weih-
nachtlichen Dekoration in der In-
nenstadt. Dazu gehören unter
anderem Pyramide, Spieldose,
Schwibbogen, Großfiguren und die
festliche Beleuchtung. 

Foto: Philipp Köhler

Weihnachtsbaum
abgetragen

Ziele und neue Formate
der weiteren Zusammen-
arbeit vereinbart

Am Mittwoch hat sich im Chemnitzer
Rathaus der Regionalkonvent getroffen
und damit die Arbeit in diesem Gre-
mium wiederaufgenommen. Die Sit-
zung ist die erste seit dem Amtsantritt
von Oberbürgermeister Sven Schulze. 

Der Regionalkonvent ist ein Format
des Oberbürgermeisters der Stadt
Chemnitz und der Landräte des Erz-
gebirgskreises, des Landkreises Mit-
telsachsen, des Vogtlandkreises und
des Landkreises Zwickau. 

Als vorrangige Themen für die kom-
menden Jahre wurden die weitere
Zusammenarbeit auf den Gebieten
Wirtschaftsförderung, Verkehrsinfra-
struktur und Tourismus vereinbart.
Zudem wollen sie die Herausforde-
rungen des Strukturwandels in der
Region gemeinsam angehen. 
Der Regionalkonvent bekennt sich
zu einer Verstetigung des Modellstu-
diengangs MEDiC – Medizineraus-
bildung in Chemnitz. Oberbürger-
meister und Landräte wollen sich
beim Freistaat für eine dauerhafte
Finanzierung des für die Region sehr
wichtigen Ausbildungsganges ein-
setzen. Die Arbeitstreffen sollen
halbjährlich stattfinden, dabei
wechselt die Gastgeberregion jähr-
lich, den Anfang macht bis Ende
2022 Chemnitz. 

Oberbürgermeister Sven Schulze:
»Das Treffen war der Auftakt dafür,
dass wir unsere Beziehungen mit
Landräten der Region wieder stärker
pflegen und zusammen als Region
auftreten. Gemeinsame Ziele und
Themen gibt es viele. Eine gute Po-
litik für unsere Stadt zu machen,
heißt für mich auch, die Region in
einem starken regionalen Netzwerk
einzubeziehen. Was das bewirken
kann, haben wir im Bewerbungspro-
zess zur Kulturhauptstadt Europas
2025 aber auch beim gemeinsamen
Eintreten für die Lehrerausbildung
in Chemnitz eindrucksvoll unter
Beweis gestellt. Mit diesem ersten
Regionalkonvent seit zwei Jahren
knüpfen wir an diese Zusammenar-
beit an.«
Ursprungsidee des 2009 ins Leben

gerufenen Konvents war die gemein-
same Präsentation der Region, die
Lebens- und Arbeitsumfeld für fast
1,6 Millionen Menschen ist. Dazu
sollen Stärken gebündelt, Potenziale
genutzt und gemeinsame Ziele ge-
genüber Bund und Land formuliert
werden. Ein Hauptziel ist dabei,
Menschen langfristig in der Region
zu halten oder für die Region zu ge-
winnen. In der Vergangenheit setzte
sich das Gremium für die bessere
Fernbahnanbindung der Region, die
Etablierung der Lehrerausbildung
oder für die Bewerbung von Chem-
nitz zusammen mit der Kulturregion
um den Titel als Kulturhauptstadt
Europas 2025 ein. 

www.chemnitz.de

Regionalkonvent nimmt Arbeit wieder auf

Oberbürgermeister Sven Schulze und die Landräte Christoph Scheurer (Landkreis Zwickau), Matthias Damm (Mittelsachsen) und Rolf Keil (Vogtland-
kreis) haben sich am Mittwoch in Chemnitz zum Regionalkonvent getroffen. Landrat Frank Vogel (Erzgebirgskreis) konnte am Treffen nicht teilneh-
men. Foto: Philipp Köhler
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Sitzung des Ortschaftsrates Wittgensdorf – öffentlich –
Mittwoch, den 26.01.2022, 19:00 Uhr, Schulungsraum im Gerätehaus der 

Freiwilligen Feuerwehr Wittgensdorf, Rathausplatz 1b, 09228 Chemnitz 

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung sowie
Feststellung der ordnungs-
gemäßen Ladung und der
Beschlussfähigkeit

2. Feststellung der Tagesordnung
3. Entscheidung über Einwen-

dungen gegen die Nieder-
schrift der Sitzung des
Ortschaftsrates Wittgens-
dorf – öffentlich –
vom 08.12.2021

4. Vorlagen an den Stadtrat /
Ausschuss

4.1. Vorlagen zur Anhörung nach
§ 67 Abs. 6 SächsGemO
Abwägungs- und Satzungs-
beschluss zur Ergänzungs-
satzung Nr. 20/01
„Herzogshöhe”, Wittgensdorf

Vorlage: B-013/2022
Einreicher: Dezernat 6/Amt 61

4.2. Vorlagen zur Einbeziehung   
4.2.1.  Neufassung der Satzung

der Stadt Chemnitz über die
Vermeidung, Verwertung und
Beseitigung von Abfällen
(Abfallsatzung)
Vorlage: B-192/2021
Einreicher: Dezernat 3/ASR

4.2.2.  Neufassung der Satzung
der Stadt Chemnitz über die
Erhebung von Gebühren für
die Abfallentsorgung 
(Abfallgebührensatzung)
Vorlage: B-193/2021
Einreicher: Dezernat 3/ASR

5. Vorlagen an den Ortschafts-
rat
Übertragung der restlichen
finanziellen Mittel aus

Zuschüssen an die Vereine
aus dem Jahr 2021 in das
Jahr 2022
Vorlage: OR-005/2022
Einreicher: Ortsvorsteher 
Wittgendorf

6. Beratung zu Bauvorhaben
7. Informationen des

Ortsvorstehers
8. Anfragen der Ortschaftsrats-

mitglieder
9. Einwohnerfragestunde
10. Benennung von zwei

Ortschaftsratsmitgliedern zur
Unterzeichnung der Nieder-
schrift der Sitzung des
Ortschaftsrates Wittgens-
dorf – öffentlich –

Dr. Ullrich Müller //
Ortsvorsteher

Sitzung des Ortschaftsrates Klaffenbach – öffentlich –
Dienstag, den 25.01.2022, 19:00 Uhr, Beratungsraum, Krystallpalast Klaffenbach, 

Klaffenbacher Hauptstraße 52, 09123 Chemnitz  

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung sowie
Feststellung der ordnungs-
gemäßen Ladung und der
Beschlussfähigkeit

2. Feststellung der Tagesordnung
3. Entscheidung über Einwen-

dungen gegen die Nieder-
schrift der Sitzung des
Ortschaftsrates Klaffen-
bach – öffentlich – vom
23.11.2021

4. Vorlage an den Ausschuss

4.1. Vorlage zur Einbeziehung 
Wohnbauflächenkonzept
2030
Vorlage: BR-022/2021
Einreicher: Dezernat 6/Amt 61

5. Vorlage an den Ortschaftsrat
Änderung Verwendungzweck
Vereinszuschuss Festkomitee
e.V. aus dem Jahr 2021
Vorlage: OR-059/2021
Einreicher: Ortsvorsteher
Klaffenbach

6. Stellungnahmen zu
vorliegenden Bauanträgen

7. Informationen des
Ortsvorstehers

8. Einwohnerfragestunde
9. Anfragen der Ortschaftsrats-

mitglieder
10. Benennung von zwei

Ortschaftsratsmitgliedern zur
Unterzeichnung der Nieder-
schrift der Sitzung des
Ortschaftsrates Klaffen-
bach – öffentlich –

Andreas Stoppke //
Ortsvorsteher

Sitzung des Ortschaftsrates Euba – öffentlich –
Dienstag, den 25.01.2022, 19:30 Uhr, Sitzungsraum Euba, Drosselsteig 2, 09128 Chemnitz 

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung sowie
Feststellung der ordnungs-
gemäßen Ladung und der
Beschlussfähigkeit

2. Feststellung der Tagesordnung
3. Entscheidung über Einwen-

dungen gegen die Nieder-

schrift der Sitzung des 
Ortschaftsrates Euba – öffent-
lich – vom 07.12.2021   

4. Beratung zu Bauanträgen
5. Informationen des

Ortsvorstehers
6. Berichte der Ortschaftsräte zu

den einzelnen Verantwortungs-
bereichen

7. Einwohnerfragestunde
8. Benennung von zwei Ort-

schaftsratsmitgliedern zur Un-
terzeichnung der Niederschrift
der öffentlichen Sitzung des
Ortschaftsrates Euba

Thomas Groß //
Ortsvorsteher

Sitzung des Ortschaftsrates Kleinolbers-
dorf-Altenhain – öffentlich –

Montag, den 24.01.2022, 19:00 Uhr, Beratungsraum, 
Rathaus Altenhain, Zum Spitzberg 5, 09128 Chemnitz 

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung sowie
Feststellung der ordnungs-
gemäßen Ladung und der
Beschlussfähigkeit

2. Feststellung der Tages-
ordnung

3. Entscheidung über Einwen-
dungen gegen die Nieder-
schrift der Sitzung des
Ortschaftsrates Kleinolbers-
dorf-Altenhain – öffentlich –
vom 15.12.2021

4. Einwohnerfragestunde
5. Vorlagen an den Stadtrat /

Ausschuss
5.1. Vorlagen zur Einbeziehung  
5.1.1.  Neufassung der Satzung

der Stadt Chemnitz über die
Vermeidung, Verwertung und
Beseitigung von Abfällen
(Abfallsatzung)
Vorlage: B-192/2021
Einreicher: Dezernat 3/ASR

5.1.2.  Neufassung der Satzung
der Stadt Chemnitz über die
Erhebung von Gebühren für
die Abfallentsorgung 
(Abfallgebührensatzung)
Vorlage: B-193/2021
Einreicher: Dezernat 3/ASR

5.1.3.  Wohnbauflächenkonzept 
2030

Vorlage: BR-022/2021
Einreicher: Dezernat 6/Amt 61

6. Beratung zu Bauanträgen
7. Informationen des

Ortsvorstehers
8. Anfragen der Ortschaftsrats-

mitglieder
9. Benennung von zwei

Ortschaftsratsmitgliedern zur
Unterzeichnung der Nieder-
schrift der Sitzung des Ort-
schaftsrates Kleinolbersdorf-
Altenhain

Marco Gerlach //
Ortsvorsteher
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Grundstück:
Ludwig-Richter-Straße
09131 Chemnitz
Gemarkung Hilbersdorf
Flurstück 142/1

Eigentümer: Stadt Chemnitz

Lage:
Das Grundstück befindet sich in
nordöstlicher Richtung des Chem-
nitzer Stadtzentrums im Stadtteil
Hilbersdorf inmitten eines Wohn-
gebietes mit vorrangig Mehrfamili-
enhäusern.

Größe: 406 m²

Nutzung / Rechtsverhältnisse:
Das Grundstück ist mit drei Gara-
gen bebaut. Die bestehenden Miet-
verträge sind vom Käufer zu über-
nehmen. Das Mietverhältnis ist
vierteljährlich kündbar. Weiterhin
befinden sich auf dem Grundstück
befestigte Stellplätze auf der
Grundlage eines Mietvertrages.
Dieser ist ebenfalls vom Käufer zu
übernehmen. Die Kündigungsfrist
beträgt drei Monate zum Monats-
ende.

Auf dem Grundstück befinden sich
Versorgungsanlagen (Beleuchtung)
der eins energie in sachsen GmbH
& Co. KG. Eine dingliche Siche-
rung ist nicht notwendig. Versor-
gungsanlagen für Strom, Gas,
Trinkwasser, Abwasser und Tele-
kommunikationslinien liegen in der
Ludwig-Richter-Straße an.

Baurecht:
Das Vorhaben befindet sich inner-
halb eines Bebauungszusammen-
hanges und ist somit nach
§ 34  BauGB zu beurteilen. Die
Umgebungsbebauung entspricht
einem allgemeinen Wohngebiet ge-
mäß §  4  BauNVO. Prägend sind
Doppelhäuser, was bei einer ent-
sprechenden Bebauung zu beach-
ten und umzusetzen ist. Eine Be-
bauung ist somit straßenbegleitend
als Anbau als Doppelhaushälfte an

das grenzständige Gebäude des
Flurstücks 141/1 der Gemarkung
Hilbersdorf zulässig. Die vor-
handene grenzständige Gebäude-
wand des Gebäudes Klarastraße 8
(Flurstück 141/1 der Gemar-
kung Hilbersdorf) muss gemäß
§ 30 SächsBO zwingend als Brand-
wand ausgebildet sein.

Kaufpreis: gegen Gebot

Zuschlagskriterium: Höchstgebot

Hinweis:
Die Stadt Chemnitz ermöglicht mit
diesem Immobilienangebot den In-

teressenten die Abgabe eines
schriftlichen, bedingungsfreien
Kaufpreisangebotes. Es handelt
sich dabei um kein förmliches Bie-
terverfahren.

Bei Nichtberücksichtigung von An-
geboten können Bieter keine An-
sprüche ableiten.

Mit der Abgabe eines Angebotes
entsteht kein Anspruch auf Ab-
schluss eines Kaufvertrages. Ihr
Kaufpreisangebot einschließlich Fi-
nanzierungsdarstellung sowie die
Beschreibung des Nutzungskon-
zeptes und die Beschreibung des
Investitionsvorhabens, welches

zeitnah nach Abschluss des
Rechtsgeschäftes zu realisieren ist,
senden Sie bitte bis 25.02.2022
im verschlossenen Umschlag mit der
Aufschrift – Angebot Ludwig-Richter-
Straße/Flurstück 142/1, Gemarkung
Hilbersdorf: – an: Stadt Chemnitz,
Liegenschaftsamt, Friedensplatz 1,
09111 Chemnitz.

Sämtliche Angaben in diesem
Kurzexposé sind unverbindlich.
Alle tatsächlichen und rechtlichen
Angaben in diesem Kurzexposé
sind mit größtmöglicher Sorgfalt
zusammengestellt worden. Gleich-

wohl kann für die Richtigkeit und
Vollständigkeit keine Gewähr über-
nommen werden.

Ansprechpartner:
Frau Sommer
Telefon-Nr.: 0371 488 2366
E-Mail:
nancy.sommer@stadt-chemnitz.de
Technisches Rathaus
Friedensplatz 1, 09111 Chemnitz

Diese Anzeige ist ebenso auf der
Homepage der Stadt Chemnitz 
unter www.chemnitz.de/Link: 
Liegenschaften veröffentlicht.

Baugrundstück der Stadt Chemnitz – Ludwig-Richter-Straße
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Auf der Grundlage des Sächsi-
schen Wassergesetzes (SächsWG)
in der Fassung vom 12.07.2013
(SächsGVBL S. 503) zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom
08.07.2016 (SächsGVBL S. 287)
geändert, kündigt das Tiefbauamt
der Stadt Chemnitz an, dass die
Durchführung von Pflege-, Schutz-
und Unterhaltungsarbeiten in und
an den Gewässern II. Ordnung im
Zeitraum vom 01.01.2022 bis
31.12.2022 durch die von ihm be-
auftragten Unternehmen weiter
fortgeführt werden. 

Diese Arbeiten umfassen Grund-
räumungen, Gehölzpflegemaßnah-
men, gegebenenfalls erforderliche

Fäll- und Rodungsarbeiten, Sanie-
rungsarbeiten an Uferböschungen
und Gewässersohlen, Strukturver-
besserungen im und am Gewässer
mittels ingenieurbiologischer
Bauweisen, Verjüngung Gehölzbe-
stand, Entfernung nicht standort-
gerechter Gehölze (z. B. Birke,
Pappel, Koniferen, Nadelgehölze)
mit entsprechend erforderlicher
Neuansiedlung von standortgerech-
ten Gehölzen (z. B. Erle, Esche,
Ahorn, Weidenarten, Hasel, Trau-
benkirsche, Wasserschneeball
u.v.m.)

Gemäß den Regelungen des § 38
SächsWG in Verbindung mit § 41
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ha-

ben die Eigentümer, Anlieger und
Hinterlieger sowie Nutzungsbe-
rechtigte der Gewässergrundstücke
die zur Gewässerunterhaltung er-
forderlichen Maßnahmen an den
Gewässern zu dulden. Dies umfasst
u. a. das Betreten, Befahren und
Benutzen des Grundstückes, das
zwischenzeitliche Ablegen von
Krautungs- und Beräumungsmate-
rial sowie das bauzeitliche Zwi-
schenlagern erforderlicher Bauma-
terialien.

Es wird darauf hingewiesen, dass
die gesetzliche Verpflichtung be-
steht, die Gewässerschutzstreifen
(innerorts in der Regel 5 m gemes-
sen ab Böschungsoberkante / Mau-

eroberkante, außerorts 10 m) in
Abstimmung mit dem Tiefbauamt
und der Unteren Wasserbehörde im
Umweltamt der Stadt Chemnitz so
zu bewirtschaften, dass die was-
serwirtschaftlichen und ökologi-
schen Gewässerfunktionen im
Sinne o. g. Gesetzlichkeiten nicht
beeinträchtigt werden. Zudem sind
in diesen Bereichen Ablagerungen
und oder Bebauungen jeglicher Art
untersagt und Handlungen zu un-
terlassen, welche die Gewässerun-
terhaltung unmöglich machen oder
wesentlich erschweren. 

Bei speziellen Fragen zur Thematik
steht das Tiefbauamt, Sachgebiet
Brückenerhaltung und Wasserbau

zur Verfügung; Sie erreichen die
Mitarbeiter*innen des zuständigen
Sachgebietes telefonisch unter
0371-488 7739, 0371-488 7734
und 0371-488 6649.

Es wird um Verständnis gebe-
ten, dass nicht in jedem Fall eine
nochmalige vorzeitige Information
der von den erforderlichen Gewäs-
serunterhaltungsmaßnahmen be-
troffenen Bürger*innen erfolgen
kann.

Wir bedanken uns für Ihr Verständ-
nis und Ihre Unterstützung bei der
Entwicklung, Verbesserung und Er-
haltung des wertvollen Ökosystems
der Fließgewässer. 

Öffentliche Bekanntmachung zur Durchführung der Unterhaltungsmaßnahmen an Gewässern II. Ordnung

Sitzung des Verwaltungs- und Finanzausschusses – öffentlich –
Donnerstag, den 27.01.2022, 16:30 Uhr, Stadtverordnetensaal des Rathauses, Markt 1, 09111 Chemnitz

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung sowie
Feststellung der ordnungs-
gemäßen Ladung und der
Beschlussfähigkeit

2. Feststellung der Tagesordnung
3. Entscheidung über Einwen-

dungen gegen die Nieder-
schrift der Sitzung des
Verwaltungs- und Finanz-
ausschusses – öffentlich –

vom 09.12.2021 
4. Beschlussvorlagen an den

Verwaltungs- und Finanz-
ausschuss

4.1. Annahme von Spenden
Vorlage: B-018/2022
Einreicher: Dezernat 1/Amt 21

4.2. Antrag auf Mitgliedschaft als
assoziiertes Mitglied im Qua-
litätsverbund Babylotse e. V.
Vorlage: B-008/2022
Einreicher: Dezernat 5/Amt 51

5. Informationsvorlage an den
Stadtrat
Information zur Umsetzung
des Beschlussantrages
BA-002/2019 „Prüfung
einer Struktur für Konflikt-
lösungen im öffentlichen
Raum”
Vorlage: I-058/2021
Einreicher: Dezernat 3/KPR

6. Informationsvorlagen an den
Verwaltungs- und Finanz-

ausschuss   
6.1. Information zu Vergaben

über 50.000 Euro für das 
2. und 3. Quartal 2021
Vorlage: I-055/2021
Einreicher: Dezernat 3

6.2. Vergabestatistik für das Jahr
2020 der Stadt Chemnitz
Vorlage: I-056/2021
Einreicher: Dezernat 3

7. Verschiedenes
7.1. Mündliche Informationen der

Verwaltung   
7.2. Fragen der Ausschuss-

mitglieder 
8. Bestimmung von zwei

Ausschussmitgliedern zur
Unterzeichnung der Nieder-
schrift der Sitzung des 
Verwaltungs- und Finanz-
ausschusses – öffentlich –

Ralph Burghart //
Bürgermeister
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Sitzung des Ortschaftsrates Einsiedel 
– öffentlich –

Dienstag, den 25.01.2022, 19:00 Uhr, Sitzungssaal, 
Rathaus Einsiedel, Einsiedler Hauptstraße 79, 09123 Chemnitz 

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung sowie Fest-
stellung der ordnungsgemäßen La-
dung und der Beschlussfähigkeit

2. Feststellung der Tagesordnung
3. Entscheidung über Einwendungen

gegen die Niederschriften der
Sitzungen des Ortschaftsrates
Einsiedel – öffentlich – vom
14.11.2021 und 07.12.2021

4. Vorlagen an den Stadtrat /
Ausschuss

4.1. Vorlagen zur Einbeziehung 
Wohnbauflächenkonzept 2030
Vorlage: BR-022/2021
Einreicher: Dezernat 6/Amt 61

5. Vorlagen an den Ortschaftsrat   
Übertragung der Restmittel des

Ortschaftsrates Einsiedel vom
Haushaltjahr 2021 in das 
Haushaltsjahr 2022
Vorlage: OR-003/2022
Einreicher: Ortschaftsrat Einsiedel

6. Beratung zu Bauanträgen in der
Ortschaft Einsiedel

7. Informationen des Ortsvorstehers
8. Anfragen der Ortschaftsrats-

mitglieder
9. Einwohnerfragestunde
10. Benennung von zwei

Ortschaftsratsmitgliedern zur
Unterzeichnung der Niederschrift
der öffentlichen Sitzung des
Ortschaftsrates Einsiedel

Falk Ulbrich //
Ortsvorsteher

Sitzung des Jugendhilfeausschusses  – öffentlich –
Dienstag, den 25.01.2022, 16:30 Uhr, Kraftwerk e.V., Kaßbergstraße 36, 

09112 Chemnitz 

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung sowie Feststellung
der ordnungsgemäßen Ladung und der
Beschlussfähigkeit

2. Feststellung der Tagesordnung
3. Entscheidung über Einwendungen gegen

die Niederschriften der Sitzungen des
Jugendhilfeausschusses – öffentlich –
vom 16.11.2021 und 07.12.2021

4. Schuleingangsuntersuchungen – aktuell –
Berichterstatter: Dr. Spalteholz,
Amtsleiter Gesundheitsamt

5. Berichterstattung über die Ergebnisse der
Evaluation zur Unterstützungsoffensive
für Kindertageseinrichtungen mit
besonderen Bedarfen
Berichterstattung: Linda Schwarz –
Jugendamt, Fachberatung
Unterstützungsoffensive

6. Beschlussvorlagen an den Jugendhilfeaus-
schuss

6.1. Zuwendung an den 
anerkannten Träger der freien Jugendhilfe
SSA – Sächsische Sozialakademie gGmbH
für das Bauvorhaben „Teilinstandsetzung
Außenanlagen“ im Objekt Kindertagesein-
richtung Straße Usti nad Labem 299/301
Vorlage: B-002/2022
Einreicher: Dezernat 5/Amt 51

7. Verschiedenes
7.1. Mündliche Informationen der Verwaltung
7.2. Fragen der Ausschussmitglieder
8. Bestimmung von zwei Ausschussmit-

gliedern zur Unterzeichnung der Nieder-
schrift der Sitzung des Jugendhilfe-
ausschusses – öffentlich –

Sven Schulze //
Oberbürgermeister

Sitzung des Ortschaftsrates Röhrsdorf  – öffentlich –
Mittwoch, den 26.01.2022, 18:30 Uhr, Volkshaus Röhrsdorf, Heinrich-Heine-Straße 7, 09247 Chemnitz 

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung sowie
Feststellung der ordnungs-
gemäßen Ladung und der
Beschlussfähigkeit

2. Feststellung der Tages-
ordnung

3. Entscheidung über Einwen-
dungen gegen die Nieder-
schrift der Sitzung des Ort-

schaftsrates Röhrsdorf – öf-
fentlich – vom 08.12.2021 

4. Vorlagen an den Stadtrat
4.1. Vorlagen zur Einbeziehung
4.1.1.  Neufassung der Satzung

der Stadt Chemnitz über die
Vermeidung, Verwertung und
Beseitigung von Abfällen
(Abfallsatzung)
Vorlage: B-192/2021
Einreicher: Dezernat 3/ASR

4.1.2.  Neufassung der Satzung
der Stadt Chemnitz über die
Erhebung von Gebühren für
die Abfallentsorgung 
(Abfallgebührensatzung)
Vorlage: B-193/2021
Einreicher: Dezernat 3/ASR

5. Vorlagen an den Ortschafts-
rat
Übertragung der Restmittel
des Ortschaftsrates Röhrs-

dorf vom Haushaltjahr 2021
in das Haushaltsjahr 2022
Vorlage: OR-004/2022
Einreicher: Ortschaftsrat
Röhrsdorf

6. Stellungnahmen zu
vorliegenden Bauanträgen

7. Bilanz 25 Jahre Eingemein-
dung Röhrsdorf
(BA-025/2021)

8. Informationen des Ortsvor-

stehers und Anfragen der
Ortschaftsratsmitglieder   

9. Benennung von zwei Ort-
schaftsratsmitgliedern zur
Unterzeichnung der Nieder-
schrift der Sitzung des
Ortschaftsrates Röhrsdorf
– öffentlich –

Hans-Joachim Siegel //
Ortsvorsteher
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Auftraggeber:
Stadt Chemnitz
Jugendamt
Bahnhofstraße 53
09111 Chemnitz
Telefon: 0371 488-5151
E-Mail:
jugendamt@stadt-chemnitz.de

Vergabeverfahren: 
nichtförmliches Interessenbekun-
dungsverfahren

Art der Leistung: Dienstleistung

Leistungsumfang:
Beratungsleistung von freien oder
öffentlichen Trägern der örtlichen
Jugendhilfe sowie Personen, die
beruflich in Kontakt mit Kindern
und Jugendlichen stehen, bei der
Erstellung von Gefährdungs- oder
Ressourceneinschätzung im Zu-
ständigkeitsbereich der Stadt
Chemnitz

Leistungsberechtigte:
Freie Träger der örtlichen Jugend-
hilfe, welche Leistungen nach dem
SGB VIII erbringen und keine ei-
gene insoweit erfahrene Fachkraft
zur Abschätzung einer Kindeswohl-
gefährdung vorhalten, § 8a Abs. 4
SGB VIII, sowie Personen, die ge-
mäß § 8b Abs. 1 SGB VIII und § 4
Abs. 2 KKG einen Beratungsan-
spruch durch eine insoweit erfah-
rene Fachkraft haben und denen
in ihren Einrichtungen keine solche
Fachkraft zur Verfügung steht.

Leistungserbringer:
Freie Träger der Jugendhilfe, wel-

che eine insoweit erfahrene Fach-
kräfte beschäftigen sowie natür-
liche Personen mit der erforder-
lichen Qualifikation.

Leistungsspezifikation der Leistung
Beratungsangebot durch insoweit 
erfahrene Fachkräfte:

gesetzliche Grundlage: 
§ 8a Abs. 4, § 8b Abs. 1 SGB VIII
und § 4 Abs. 2 KKG

Qualifikation:
• eine einschlägige berufliche Qua-

lifikation gemäß dem Fachkräf-
tegebot nach § 72 SGB VIII
(z. B. Sozialpädagoge, Psycho-
loge u. ä.)

• mindestens 3 Jahre einschlägige
Berufserfahrung

• nachgewiesene einschlägige Fort-
bildungen

• zertifizierte „insoweit erfahrene
Fachkraft“

Weitere Voraussetzungen
• einschlägige Praxiserfahrung im

Umgang mit Fallkonstellationen
von Kindeswohlgefährdungen
(zum Beispiel physische und psy-
chische Kindesmisshandlung, se-
xueller Missbrauch, Vernachläs-
sigung, häusliche Gewalt)

• Kenntnisse des rechtlichen Rah-
mens von Kindeswohlgefährdung,
Verfahrensschritte im Fall einer
Kindeswohlgefährdung und Da-
tenschutz

Kompetenzen zu
• kollegialer (Team-)Beratung, Su-

pervision, Coaching
• Kooperation mit Fachkräften öf-

fentlicher und freier Träger der

Jugendhilfe, Einrichtungen der
Gesundheitshilfe, Personenkreis
des § 4 KKG, Polizei und ande-
ren

• Mitarbeit in lokalen Netzwerken
gemäß § 3 KKG

Aufgaben einer insoweit erfahrenen
Fachkraft:
• Risikoabschätzung bei einer

punktuellen beratenden / super-
vidierenden Begleitung der Arbeit
der fallverantwortlichen Fach-
kraft.

• Beratung der fallverantwortlichen
Fachkraft bei der Wahrnehmung
und Bewertung von Anhaltspunk-
ten für eine Kindeswohlgefähr-
dung und deren fachliche Unter-
stützung auf der Grundlage einer
anonymisierten Fallschilderung
der fallverantwortlichen Fachkraft

• Beratung der fallführenden Fach-
kraft, wie die Eltern zur Inan-
spruchnahme von Hilfen moti-
viert werden beziehungsweise
falls erforderlich der Hinzuzie-
hung des Jugendamtes zustim-
men können

• Bei Bedarf zusammen mit der
fallführenden Fachkraft Erarbei-
tung eines Schutzplanes mit Hin-
weisen zu Form und Zeitabstand
der Überprüfung

Finanzierung:
Die Finanzierung erfolgt über Fach-
leistungsstunden auf der Grund-
lage einer mit dem Jugendamt ab-
zuschließenden Vereinbarung.
Je Fachleistungsstunde werden
50,00 EUR vergütet. In dieser Kal-
kulation sind die Personal- und

Sachkosten enthalten.
Die Rechnungslegung erfolgt nach
tatsächlichem Aufwand; dabei sind
der Auftrag und der Nachweis einer
ordnungsgemäßen Leistungserbrin-
gung beizufügen.
Die Auszahlung wird direkt an den
Leistungserbringer vorgenommen.

Die Vereinbarung zwischen dem
Träger der freien Jugendhilfe bzw.
der insoweit erfahrenen Fachkraft
(Leistungserbringer) und dem Ju-
gendamt enthält im Wesentlichen:
• Alters- bzw. Zielgruppe, für wel-

che das Beratungsangebot unter-
breitet wird

• Spezialisierter Beratungsbereich
(sexuelle Gewalt, Trennungs- und
Paarkonflikte, Vernachlässigung
u. ä.)

• Wirkungsbereich (stadtteilbezo-
gen oder stadtweit)

• Kontakt
• Finanzierung
• Qualifikationsmerkmale der inso-

weit erfahrenen Fachkraft
• Vereinbarungszeitraum

Einreichungsfrist für die Unterlagen
der Interessenbekundung:
11.02.2022

Einreichungsstelle:
Stadt Chemnitz, Jugendamt
Bahnhofstraße 53
09111 Chemnitz

Einzureichende Unterlagen:
• begründete schriftliche Interes-

senbekundung
• Leistungsbeschreibung zum An-

gebot

• Qualifikations- und Fortbildungs-
nachweise

Ansprechpartner zum Leistungsin-
halt:
Herr Stöss, Tel.: 0371 488-5937
Ansprechpartner zum Verfahrens-
ablauf:
Herr Alder, Tel.: 0371 488-5980

Hinweis zur Teilnahme am Interes-
senbekundungsverfahren:
Es besteht kein Anspruch darauf,
einen Auftrag zur Erbringung der
Leistung zu erhalten. Dies liegt al-
lein in der Entscheidung des Auf-
traggebers.

Weitere Informationen im Verfahrens-
prozess:
Das Jugendamt erstellt auf Grund-
lage der eingereichten Unterlagen
eine Übersicht, welche die in der
Stadt Chemnitz tätigen insoweit er-
fahrenen Fachkräfte mit ihren Be-
ratungsschwerpunkten aufführt,
mit denen eine entsprechende Ver-
einbarung abgeschlossen wurde.
Diese Liste dient den Einrichtun-
gen und Beratungsstellen im Be-
darfsfall zur Auswahl einer geeig-
neten insoweit erfahrenen Fach-
kraft. Eine Auswahl durch das Ju-
gendamt erfolgt nicht.
Diese insoweit erfahrenen Fach-
kräfte stehen allen von den §§ 8a,
8b SGB VIII umfassten Institutio-
nen sowie den in § 4 KKG aufge-
führten Geheimnisträgern zur Ver-
fügung, die mit Kindern und
Jugendlichen arbeiten und nicht
über eine eigene insoweit erfahrene
Fachkraft verfügen.

Interessenbekundungsverfahren Ziel bzw. Rahmenbedingungen

Die Kreisfreie Stadt Chemnitz er-
lässt gem. § 32 i. V. m. §§ 28 
Abs. 1, 28a Abs. 1 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli
2000 (BGBl. I S. 1045), das zu-
letzt durch das Gesetz vom 10. De-
zember 2021 (BGBl. I S. 5162)
geändert worden ist, i. V. m. § 1
Verordnung der Sächsischen
Staatsregierung und des Sächsi-
schen Staatsministeriums für So-
ziales und Gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zur Regelung der
Zuständigkeiten nach dem Infek-
tionsschutzgesetz und für die Kos-
tenerstattung für Impfungen und
andere Maßnahmen der Prophylaxe
vom 9. Januar 2019 (SächsGVBl.
S. 83), die durch die Verordnung
vom 8. Juni 2021 (SächsGVBl.
S. 594) neu gefasst worden ist (In-
fektionsschutz-Zuständigkeitsver-
ordnung), i. V. m. § 1 Abs. 4 der
Verordnung des Sächsischen
Staatsministeriums für Soziales
und Gesellschaftlichen Zusammen-
halt zur Regelung von Notfallmaß-
nahmen zur Brechung der vierten
Coronavirus SARS-CoV-2-Welle
(Sächsische Corona-Notfall-Verord-
nung – SächsCoronaNotVO) vom

19. November 2021, die nunmehr
bis zum 14. Januar 2022 gültig
bleibt, auf dem Gebiet der Stadt
Chemnitz folgende

Allgemeinverfügung

zum Vollzug des Infektionsschutz-
gesetzes (IfSG) anlässlich der 

Corona-Pandemie:

1. Die Geltungsdauer der Allge-
meinverfügung der Stadt Chem-
nitz vom 13. Dezember 2021
(s. Ausgabe 49a des Amtsblatts
der Stadt Chemnitz vom selben
Tage) zum Verbot des Konsums
von Alkohol auf den öffent-
lichen Flächen in dem in der
Anlage zu der Allgemeinverfü-
gung dargestellten Innenstadt-
bereich sowie auf den öffentli-
chen Flächen der Einkaufs-
zentren im Stadtgebiet wird bis
zum 14. Januar 2022 verlän-
gert.

2. Diese Allgemeinverfügung tritt
am Tag nach ihrer öffentlichen
Bekanntmachung in Kraft.

Gründe:
Die Stadt Chemnitz ist entspre-
chend § 1 Abs. 4 der Sächsischen
Corona-Notfall-Verordnung, § 28
Abs. 1 i. V. m. § 54 Infektions-
schutzgesetz (IfSG) i. V. m. § 1 der
Sächsischen Infektionsschutz-Zu-
ständigkeitsverordnung sachlich
und gemäß § 1 des Gesetzes zur
Regelung des Verwaltungsverfah-
rens und des Verwaltungszustel-
lungsrechts für den Freistaat Sach-
sen (SächsVwVfZG) i. V. m. § 3
Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Januar
2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt
durch Artikel 24 Abs. 3 des 
Gesetzes vom 25. Juni 2021
(BGBl. I S. 2154) geändert worden
ist (VwVfG), örtlich zuständig. 

Die Sächsische Corona-Notfall-Ver-
ordnung vom 19. November 2021
bleibt über den 9. Januar 2022 hi-
naus bis zum 14. Januar 2022 gül-
tig. Dementsprechend wird die Gel-
tungsdauer der o.g. Allgemein-
verfügung vom 13. Dezember
2021 zum Verbot des Alkoholkon-
sums auf den darin bezeichneten

öffentlichen Flächen, die auf der
Grundlage von § 1 Abs. 4 der
Sächsischen Corona-Notfall-Ver-
ordnung vom 19. November 2021
erlassen worden ist, ebenfalls über
den 9. Januar 2022 hinaus bis
zum 14. Januar 2022 verlängert.
Auch die in der Allgemeinverfü-
gung vom 13. Dezember 2021 an-
geführten Gründe gelten weiterhin.

Die öffentliche Bekanntmachung
der Allgemeinverfügung erfolgt ge-
mäß § 2 der Bekanntmachungs-
satzung der Stadt Chemnitz in ei-
ner elektronischen Ausgabe des
Amtsblattes der Stadt Chemnitz
auf der Internetseite der Stadt
Chemnitz 
(www.chemnitz.de/amtsblatt).

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung
kann innerhalb eines Monats nach
ihrer öffentlichen Bekanntgabe Wi-
derspruch erhoben werden. Der Wi-
derspruch ist schriftlich, in elek-
tronischer Form oder zur
Niederschrift bei der Stadt Chem-
nitz, Markt 1, 09111 Chemnitz
oder jeder anderen Dienststelle

oder Bürgerservicestelle der Stadt
Chemnitz einzulegen. Der Wider-
spruch kann in der elektronischen
Form durch De-Mail in der Sende-
variante mit bestätigter sicherer
Anmeldung nach dem De-MaiI-Ge-
setz erhoben werden. 
Die De-Mail-Adresse lautet: 
info@stadt-chemnitz.de-mail.de

Bei rechtsanwaltlicher Vertretung
kann der Widerspruch auch über
das besondere Behördenpostfach
(beBPo) erhoben werden und ist
an das beBPo „Stadt Chemnitz“
zu richten. 

Hinweise:
Die in dieser Allgemeinverfügung
getroffenen Anordnungen sind
nach §§ 28 Abs. 3, 16 Abs. 8 In-
fektionsschutzgesetz sofort voll-
ziehbar. Widerspruch und Anfech-
tungsklage haben keine auf-
schiebende Wirkung.

Chemnitz, den 7. Januar 2022

Miko Runkel //
Bürgermeister

Vollzug des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) 

– anlässlich der Corona-Pandemie
Bekanntmachung der Stadt Chemnitz vom 7. Januar 2022
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Für diejenigen Steuerschuldner, für
die sich die Bemessungsgrundlage
des Steuergegenstandes zur Grund-
steuer seit der letzten Bescheider-
teilung nicht geändert hat, wird
durch diese öffentliche Bekannt-
machung gemäß § 27 Abs. 3 des
Grundsteuergesetzes vom 7. Au-
gust 1973 (BGBl. I S. 965), zu-
letzt geändert durch Artikel 38 des
Gesetzes vom 19. Dezember 2008
(BGBl. I S. 2794), die Grundsteuer
für das Kalenderjahr 2022 in der
zuletzt für das Kalenderjahr 2021
veranlagten Höhe festgesetzt. 

Mit dem Tag der öffentlichen Be-
kanntmachung dieser Steuerfest-
setzung im Amtsblatt treten für 
die Steuerschuldner die gleichen

Rechtswirkungen ein, als wenn ih-
nen an diesem Tag ein schriftlicher
Steuerbescheid zugegangen wäre.
Die Grundsteuer 2022 wird somit
mit dem im zuletzt erteilten Grund-
steuerbescheid festgelegten Vier-
teljahresbetrag jeweils am 15. Feb-
ruar, 15. Mai, 15. August und 15.
November 2022 bzw. als Jahres-
betrag zum 15. August 2022,
wenn dieser 15,00 Euro nicht
übersteigt oder als Jahresbetrag
zum 1. Juli 2022 (sofern der An-
trag des Steuerpflichtigen bis
30.09. des Vorjahres gestellt
wurde) fällig.

Wurden bis zu dieser Bekanntma-
chung bereits Grundsteuerbe-
scheide für das Kalenderjahr 2022

erteilt, so sind die darin festgesetz-
ten Beträge zu entrichten. Sollten
sich die Besteuerungsgrundlagen
ändern, werden Änderungsbe-
scheide erteilt.

Zahlungsaufforderung

Die Steuerschuldner werden gebe-
ten, die Grundsteuer für 2022
ohne besondere Aufforderung wei-
terhin bis zu den Fälligkeitstermi-
nen und mit den Beträgen, die sich
aus dem für das Kalenderjahr
2021 bzw. zuletzt zugesandten Be-
scheid ergeben, auf eines der
Bankkonten der Stadt Chemnitz zu
überweisen oder einzuzahlen bzw.
vom SEPA-Lastschrifteinzugsver-
fahren Gebrauch zu machen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die durch diese öffentliche
Bekanntmachung bewirkte Steuer-
festsetzung kann innerhalb eines
Monats, nachdem die Veröffentli-
chung dieser Bekanntmachung im
Amtsblatt erfolgt ist, Widerspruch
erhoben werden. 

Der Widerspruch ist schriftlich, in
elektronischer Form oder zur Nie-
derschrift bei der Stadt Chemnitz,
Kassen- und Steueramt, 09106
Chemnitz, Sitz: Bahnhofstraße 53,
oder jeder anderen Dienststelle
oder Bürgerservicestelle der Stadt
Chemnitz einzulegen.

Der Widerspruch kann in der elek-

tronischen Form durch De-Mail 
in der Sendevariante mit bestä-
tigter sicherer Anmeldung nach
dem De-MaiI-Gesetz erhoben wer-
den.

Die De-Mail-Adresse lautet: 
info@stadt-chemnitz.de-mail.de
Bei rechtsanwaltlicher Vertretung
kann der Widerspruch auch über
das besondere Behördenpostfach
(beBPo) erhoben werden und ist
an das beBPo „Stadt Chemnitz“
zu richten.

Chemnitz, 14.01.2022

Sven Schulze //
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung

Festsetzung der Grundsteuer in der Stadt Chemnitz für das Kalenderjahr 2022
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Vierzehnte Allgemeinverfügung
Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG)

Absonderung von engen Kontaktpersonen, von Verdachtspersonen und 
von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen Bekanntmachung

der Kreisfreien Stadt Chemnitz vom 06.01.2022
Die Kreisfreie Stadt Chemnitz erlässt
auf der Grundlage des § 28 Abs. 1
Satz 1, § 29 Abs. 1 und 2, § 30
Abs. 1 Satz 2 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 der
Verordnung der Sächsischen
Staatsregierung und des Sächsi-
schen Staatsministeriums für So-
ziales und Gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zur Regelung der
Zuständigkeiten nach dem Infek-
tionsschutzgesetz und für die Kos-
tenerstattung für Impfungen und
andere Maßnahmen der Prophylaxe
folgende

ALLGEMEINVERFÜGUNG

1. Begriffsbestimmung
Die Regelungen dieser Allge-
meinverfügung gelten, soweit
nicht anders angegeben, für
folgende Personen (betroffene
Personen):

1.1 Personen, die engen Kontakt
zu einer mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 infizierten Per-
son (Quellfall) nach den je-
weils geltenden Kriterien des
Robert Koch-Instituts hatten,
gelten als enge Kontaktperso-
nen. Dazu gehören insbeson-
dere Personen, die mit der po-
sitiv getesteten Person in
einem Hausstand zusammen-
leben (Hausstandsangehöri-
ge), sobald sie von dieser Per-
son über das positive Tester-
gebnis informiert wurden oder
auf anderem Weg diese Infor-
mation erhalten haben.

1.2 Personen, die Symptome zei-
gen, die auf eine SARS-CoV-
2-Infektion hindeuten (Covid-
19-typische Symptome), und
für die entweder das Gesund-
heitsamt eine Testung auf
SARS-CoV-2 angeordnet hat
oder die sich aufgrund der
Symptome nach ärztlicher
Beratung einer Testung auf
SARS-CoV-2 unterzogen ha-
ben (Verdachtspersonen).

1.3 Personen, die sich selbst mit-
tels Antigenschnelltest positiv
getestet haben (sog. Selbst-
test), der ohne fachkundige
Aufsicht durchgeführt wurde,
gelten bis zum Vorliegen des
Ergebnisses des PCR-Tests
(molekularbiologische Unter-
suchung auf das Vorhanden-
sein von Coronavirus SARS-
CoV-2) als Verdachtsperson.

1.4 Personen, die Kenntnis davon
haben, dass ein nach Inkraft-
treten dieser Allgemeinverfü-
gung bei ihnen vorgenomme-
ner PCR-Test oder Antigen-
schnelltest (Antigentest für
den direkten Erregernachweis
von SARS-CoV-2) oder ein un-
ter fachkundiger Aufsicht
selbst durchgeführter Anti-
genschnelltest oder PCR-Test
ein positives Ergebnis auf-
weist (positiv getestete Perso-

nen) und die weder enge Kon-
taktpersonen nach Nr. 1.1
dieser Allgemeinverfügung
noch Verdachtspersonen nach
Nr. 1.2 oder Nr. 1.3 dieser
Allgemeinverfügung sind. 

1.5 Als vollständig gegen COVID-
19 geimpft gilt eine Person ab
dem 15. Tag nach Gabe der
letzten Impfdosis. Die zugrun-
deliegende Schutzimpfung
muss mit einem oder mehre-
ren vom Paul-Ehrlich-Institut
im Internet unter der Adresse
www.pei.de/impfstoffe/covid-
19 genannten Impfstoffen er-
folgt sein und aus der dort
veröffentlichten Anzahl von
Impfstoffdosen, die für eine
vollständige Schutzimpfung
erforderlich ist, bestehen.

1.6 Als genesen gilt eine Person,
bei der vor frühestens 28 Ta-
gen und vor höchstens sechs
Monaten eine mittels PCR-
Test bestätigte SARS-CoV-2-
Infektion vorlag.

1.7 Die Regelungen dieser Allge-
meinverfügung gelten zudem
für betroffene Personen, die
nicht ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in der Kreisfreien
Stadt Chemnitz haben oder
zuletzt hatten, wenn der An-
lass für die Amtshandlung in
der Kreisfreien Stadt Chem-
nitz hervortritt. In diesen Fäl-
len wird das örtlich zustän-
dige Gesundheitsamt unver-
züglich unterrichtet. Die Re-
gelungen dieser Allgemeinver-
fügung gelten so lange fort,
bis das örtlich zuständige Ge-
sundheitsamt etwas Anderes
entscheidet.

2. Vorschriften zur Absonderung
2.1 Anordnung der Absonderung

und Testung:
2.1.1 Enge Kontaktpersonen:

Hausstandsangehörige müs-
sen sich eigenverantwortlich
und ohne Anordnung durch
das Gesundheitsamt unver-
züglich nach Kenntniserlan-
gung von dem positiven
Testergebnis der im Haus-
stand wohnenden Person
(1.4) in Absonderung bege-
ben.
Das Gesundheitsamt kann
die Absonderung von engen
Kontaktpersonen, die nicht
im Hausstand der positiv ge-
testeten Person (Quellfall)
leben, anordnen.
Ausgenommen von der
Pflicht zur Absonderung sind
1. Hausstandsangehörige,
die seit dem Zeitpunkt der
Testung bzw. ab Auftreten
der ersten typischen Symp-
tome des Quellfalls sowie in
den zwei Tagen vor diesem
Zeitpunkt keinen Kontakt zu
dieser Person hatten und ih-
rerseits keine typischen
Symptome aufweisen.

2. zum Zeitpunkt des Kon-
taktes vollständig geimpfte
oder genesene Personen, die
symptomfrei sind.
Der Nachweis der Impfung
bzw. Genesung ist auf Ver-
langen durch die zuständige
Behörde vorzuzeigen.
Trotz der Befreiung von der
Absonderung sind genesene
und vollständig gegen CO-
VID-19 geimpfte Haus-
standsangehörige und wei-
tere abgesonderte Kontakt-
personen verpflichtet, bis
zum 14. Tag nach dem letz-
ten Kontakt zu dem SARS-
CoV-2-Fall ein Selbstmoni-
toring (Körpertemperatur,
Symptome) durchzuführen.
Entwickeln diese COVID-19-
typische Symptome, müs-
sen sich diese selbst in Ab-
sonderung begeben und ei-
ne zeitnahe Testung veran-
lassen.
Die Befreiung von der Ab-
sonderung gilt jedoch nicht,
wenn der Verdacht oder
Nachweis besteht, dass beim
Quellfall eine Infektion mit
einer der besorgniserregen-
den SARS-CoV-2-Varianten
vorliegt, bei denen die Emp-
fehlungen des RKI weiterhin
keine Ausnahmen von der
Absonderungspflicht vorse-
hen (siehe
ht tps : / /www.rk i .de /DE/
Content/InfAZ/N/Neuartiges_
Coronavirus/Kontaktperson/
Management.html).
Allen Personen, die Kontakt
mit einer positiv getesteten
Person hatten und nicht ab-
gesondert sind, wird dring-
lich empfohlen, sich eigen-
verantwortlich mittels Anti-
genschnelltest oder PCR-
Test auf das Vorliegen einer
Infektion mit SARS-Cov-2
testen zu lassen. Die Tes-
tung soll am 4. oder 5. Tag
nach dem Kontakt zu der
positiv getesteten Person
stattfinden. Bis zum Vorlie-
gen des Testergebnisses sol-
len sie ihre Kontakte redu-
zieren.

2.1.2 Verdachtspersonen müssen
sich unverzüglich nach Vor-
nahme der Testung abson-
dern. Verdachtspersonen,
die sich selbst mittels eines
Selbsttests positiv getestet
haben, müssen unverzüglich
einen PCR-Test durchführen
lassen. Bis zum Vorliegen
des Testergebnisses müssen
sich die Personen in jedem
Fall absondern. Im Fall ei-
nes positiven PCR-Tester-
gebnisses gilt die Person als
positiv getestete Person.
Verdachtspersonen sind ver-
pflichtet, ihre Hausstands-
angehörigen über den Ver-
dacht auf eine Infektion zu

informieren und auf das Ge-
bot zur Kontaktreduzierung
hinzuweisen.

2.1.3 Positiv getestete Personen
sind verpflichtet,
• sich unverzüglich nach
Kenntniserlangung des po-
sitiven Testergebnisses ab-
zusondern.
• im Falle der Testung mit
einem Antigenschnelltest,
einen PCR-Test durchführen
zu lassen.
• ihren Hausstandsangehö-
rigen ihr positives Testergeb-
nis mitzuteilen und sie da-
rüber zu informieren, dass
sie sich absondern müssen.
• ggf. weitere enge Kontakt-
personen über ihr positives
Testergebnis und die Emp-
fehlung zur Testung nach
dem 4. oder 5. Tag des letz-
ten Kontaktes zu informie-
ren.
• auf Verlangen das Gesund-
heitsamt über ihre Haus-
standsangehörigen und ggf.
weitere enge Kontaktperso-
nen zu informieren.
Personen, welche die Co-
rona-Warn-App herunterge-
laden haben, wird dringend
empfohlen, das positive
Testergebnis zu teilen.
Der Nachweis des positiven
PCR-Testergebnisses ist auf-
zubewahren, um bei Bedarf
ein Genesenenzertifikat er-
stellen zu lassen.

2.2 Die Absonderung hat in ei-
ner Wohnung oder einem
anderweitig räumlich ab-
grenzbaren Teil eines Ge-
bäudes (Absonderungsort)
zu erfolgen. 

2.3 Enge Kontaktpersonen, Ver-
dachtspersonen und positiv
getestete Personen dürfen
während der Zeit der Abson-
derung den Absonderungs-
ort ausschließlich nur für
die Durchführung der Tes-
tung oder zur Inanspruch-
nahme medizinischer Be-
handlungen unter strenger
Beachtung der Hygienere-
geln (FFP2-Maske, Ab-
standsregeln) verlassen wer-
den. 

2.4 In der gesamten Zeit der Ab-
sonderung muss eine räum-
liche oder zeitliche Tren-
nung des / der Betroffenen
von anderen Hausstandsan-
gehörigen sichergestellt sein.
Eine „zeitliche Trennung“
kann z. B. dadurch erfolgen,
dass die Mahlzeiten nicht
gemeinsam, sondern nach-
einander eingenommen wer-
den. Eine „räumliche Tren-
nung“ kann z. B. dadurch
erfolgen, dass sich die be-
troffene Person in einem an-
deren Raum als die anderen
Hausstandsangehörigen auf-
hält.

2.5 Während der Absonderung
darf die betroffene Person
keinen Besuch durch Perso-
nen, die nicht zum selben
Hausstand gehören, emp-
fangen. Das Gesundheits-
amt kann im begründeten
Einzelfall eine andere Ent-
scheidung treffen. 

2.6 Die testende Stelle infor-
miert die Verdachtsperson
und positiv getestete Perso-
nen schriftlich oder elektro-
nisch über die in 2.1.2 und
2.1.3 genannten Pflichten.
Die Meldepflichten gemäß §
6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. t und
§ 7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG
bleiben davon unberührt
und erfolgen unter Nutzung
des digitalen Meldeportals
der Stadt Chemnitz.

3. Hygieneregeln während der Ab-
sonderung
Die engen Kontaktpersonen,
die Verdachtspersonen und
die positiv getesteten Per-
sonen haben die erforder-
lichen Hygiene- und Schutz-
maßnahmen, insbesondere
zur Verhinderung einer weite-
ren Verbreiterung der Infek-
tionen, zu beachten und ein-
zuhalten.

4. Maßnahmen während der Ab-
sonderung

4.1 Enge Kontaktperson und die
positiv getestete Person ha-
ben ein Tagebuch zu führen,
in dem – soweit möglich –
zweimal täglich die Körper-
temperatur und – soweit vor-
handen – der Verlauf von
Symptomen sowie allgemeine
Aktivitäten und der Kontakt
zu weiteren Personen festzu-
halten sind. Auf Verlangen
des Gesundheitsamtes sind
Informationen aus dem Tage-
buch mitzuteilen.

4.2 Enge Kontaktperson und die
positiv getestete Person ha-
ben ggf. Untersuchungen 
(z. B. ärztliche Konsultationen
und Diagnostik) und die Ent-
nahme von Untersuchungs-
material durch Beauftragte
des Gesundheitsamtes an sich
vornehmen zu lassen. 

5. Weitergehende Regelungen
während der Absonderung

5.1 Sollte während der Absonde-
rung eine weitergehende me-
dizinische Behandlung oder
ein Rettungstransport erfor-
derlich werden, muss die be-
troffene Person vorab telefo-
nisch die versorgende Ein-
richtung oder den Rettungs-
dienst über den Grund der Ab-
sonderung informieren. Das
Gesundheitsamt ist zusätzlich
zu unterrichten.

Fortsetzung Seite 14
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5.2 Ist die betroffene Person min-
derjährig oder ist eine Be-
treuerin oder ein Betreuer an-
geordnet, sind die Personen-
sorgeberechtigten der betrof-
fenen Person für die Einhal-
tung der Absonderung verant-
wortlich.

5.3 Ist die Aufrechterhaltung der
Pflege oder der medizinischen
Versorgung trotz Ausschöp-
fung aller organisatorischen
Möglichkeiten gefährdet, kön-
nen asymptomatisch positiv
getestete Personen die beruf-
liche Tätigkeit unter Beach-
tung von Auflagen zur Einhal-
tung der Infektionshygiene
ausüben. Dies ist nur zur Ver-
sorgung von an COVID-19 er-
krankten Personen unter Tra-
gen einer FFP2-Maske und
der Einhaltung der Hygiene-
maßnahmen gestattet. Die
Unterbrechung der Abson-
derung gilt ausschließlich für
die Ausübung der Tätigkeit.
Das zuständige Gesundheits-
amt ist über die Einsatzdauer
der positiv getesteten Person
unverzüglich zu informie-
ren.

6. Beendigung der Maßnahmen
6.1 Bei Hausstandsangehörigen so-

wie durch das Gesundheits-
amt abgesonderten engen
Kontaktpersonen endet die Ab-
sonderung 10 Tage nach dem
Tag des letzten Kontakts zu
dem Quellfall soweit das Ge-
sundheitsamt nichts Anderes
angeordnet hat. Der erste
volle Tag der Absonderung ist
der Tag nach dem letzten
Kontakt zum Quellfall.
Die Absonderungszeit kann
früher beendet werden, wenn
ein frühestens am 7. Tag vor-
genommener PCR-Test oder
Antigenschnelltest negativ
ausfällt. Die Absonderung en-
det mit dem Vorliegen des ne-
gativen Testergebnisses.
Die Testung muss als Fremd-
testung durch einen Leis-
tungserbringer nach § 6 Abs.
1 Coronavirus-Testverordnung
(TestV), wie zum Beispiel Arzt-
praxen, Apotheken oder be-
auftragte Teststellen erfolgen.
Bei Schülerinnen und Schü-
lern kann der Antigenschnell-
test auch in der Schule unter
Aufsicht erfolgen, wenn die
Testung bei einem Leistungs-
erbringer nicht möglich ist.
Der Antigenschnelltest muss
die durch das Paul-Ehrlich-
Institut in Abstimmung mit
dem Robert Koch-Institut
festgelegten Mindestkriterien
für Antigen-Tests erfüllen. 

6.2 Bei Verdachtspersonen endet
die Absonderung mit dem Vor-
liegen eines negativen Tester-
gebnisses (PCR-Test). Das ne-
gative Testergebnis ist auf
Verlangen der Verdachtsper-
son schriftlich oder elektro-
nisch zu bestätigen. Ist das
Testergebnis der Verdachts-
person positiv, gelten die Re-
gelungen zur positiv geteste-
ten Person (6.3). 

6.3 Bei positiv getesteten Personen
endet die Absonderung grund-

sätzlich nach 14 Tagen, wenn
keine Symptome aufgetreten
sind. Im Fall des Auftretens
von Symptomen endet die Ab-
sonderungsfrist nach frühes-
tens 14 Tagen, wenn am Ende
der Frist in den letzten 48
Stunden keine Symptome
auftraten. Bei fortbestehen-
dem Nachweis von SARS-
CoV-2 über den Absonde-
rungszeitraum hinaus, kann
das Gesundheitsamt die Ab-
sonderung um längstens sie-
ben Tage verlängern bzw. an-
dere Maßnahmen ergreifen. 
Personen, die vollständig
geimpft sind und keine Symp-
tome entwickelt haben, kön-
nen die Absonderung frühzei-
tig beenden, wenn ein
frühestens am 5. Tag vorge-
nommener PCR-Test oder ein
am 7. Tag vorgenommener 
Antigenschnelltest negativ aus-
fällt. Die Absonderung endet
mit dem Vorliegen des nega-
tiven Testergebnisses. Der
Nachweis des negativen Test-
ergebnisses ist für den Zeit-
raum von acht Wochen aufzu-
bewahren und auf Verlangen
vorzuzeigen.
Bei Personen, deren positiver
Antigenschnelltest nicht durch
den im Anschluss durchge-
führten PCR-Test bestätigt
wird, endet die Absonderung
sofort mit dem Vorliegen des
negativen PCR-Testergebnis-
ses. Dies gilt auch für die zur
Absonderung verpflichteten
Hausstandsangehörigen. Der
Nachweis des negativen Test-
ergebnisses ist für den Zeit-
raum von acht Wochen aufzu-
bewahren und auf Verlangen
vorzuzeigen.

7. Zuwiderhandlungen
Eine Zuwiderhandlung gegen
diese Allgemeinverfügung
kann nach § 73 Abs. 1a Nr. 6
i.V.m. Abs.2 IfSG als Ord-
nungswidrigkeit mit einer
Geldbuße bis zu 25.000 EUR
geahndet werden. Wird die
Zuwiderhandlung vorsätzlich
begangen und dadurch die
Coronavirus-Krankheit-2019
(COVID-19) verbreitet, kann
dies gemäß § 74 IfSG als
Straftat geahndet werden.

8. Sofortige Vollziehbarkeit,
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Allgemeinverfügung ist kraft
Gesetzes sofort vollziehbar. Sie 
tritt am 17.01.2022 in Kraft und
mit Ablauf des 23.01.2022 außer
Kraft.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung
kann innerhalb eines Monats nach
ihrer Bekanntgabe Widerspruch er-
hoben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift
bei der Stadt Chemnitz, Markt 1,
09111 Chemnitz, oder jeder an-
deren Dienststelle oder Bürgerser-
vicestelle der Stadt Chemnitz zu
erheben. Der Widerspruch kann
auch elektronisch durch De-Mail
in der Sendevariante mit bestätig-
ter sicherer Anmeldung nach dem
De-Mail-Gesetz erhoben werden.
Die De-Mail-Adresse lautet: 
info@stadt-chemnitz.demail.de

Begründung
Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft
die zuständige Behörde die not-
wendigen Schutzmaßnahmen, ins-
besondere die in den §§ 29 bis 31
IfSG genannten, wenn Kranke,
Krankheitsverdächtige, Anste-
ckungsverdächtige oder Ausschei-
der festgestellt werden, soweit und
solange es zur Verhinderung der
Verbreitung übertragbarer Krank-
heiten erforderlich ist. Die Zustän-
digkeit der Kreisfreien Stadt Chem-
nitz ergibt sich aus § 1 Abs. 1 Satz
1 der Verordnung der Sächsischen
Staatsregierung und des Sächsi-
schen Staatsministeriums für So-
ziales und Gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zur Regelung der
Zuständigkeiten nach dem Infek-
tionsschutzgesetz und für die Kos-
tenerstattung für Impfungen und
andere Maßnahmen der Prophy-
laxe. 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich
um einen Krankheitserreger im
Sinn des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich
in kurzer Zeit weltweit verbreitet.
Es war zu beobachten, dass es
auch in der Kreisfreien Stadt
Chemnitz zu einer raschen Verbrei-
tung der Infektion in der Bevölke-
rung gekommen ist. Insbesondere
bei ungeimpften älteren Menschen
und Vorerkrankten besteht ein sehr
hohes Erkrankungs- und Sterberi-
siko. Zunehmend erkranken auch
jüngere Menschen schwer.
Da derzeit der Anteil der Geimpften
an der Gesamtbevölkerung noch
nicht ausreichend hoch ist und
keine wirksamen Therapien zur Ver-
fügung stehen, besteht die Gefahr
einer Verstärkung des Infektions-
geschehens mit erheblichen Folgen
für Leben und Gesundheit des un-
geimpften Teils der Bevölkerung,
einer möglichen Überforderung des
Gesundheitssystems und der Ent-
wicklung von Virusvarianten unver-
mindert fort.
Nach der Risikobewertung des Ro-
bert Koch-Instituts handelt es sich
weltweit und in Deutschland nach
wie vor um eine sehr dynamische
und ernst zu nehmende Situation.
Die Gefährdung für die Gesundheit
der Bevölkerung in Deutschland
wird gegenwärtig für die nicht voll-
ständig geimpfte Bevölkerung als
sehr hoch eingeschätzt. 
Gerade angesichts schwerer und
lebensbedrohender Krankheitsver-
läufe muss es Ziel sein, durch ge-
eignete Maßnahmen eine Ausbrei-
tung der Infektion mit SARS-CoV-2
soweit wie möglich zeitlich zu ver-
langsamen. Dazu gehört die Ab-
sonderung von Personen, die posi-
tiv auf das Vorhandensein des
Coronavirus SARS-CoV-2 getestet
wurden soweit die Testung und
ggfs. auch die Absonderung von
Kontaktpersonen mit engem Kon-
takt zu SARS-CoV-2 infizierten Per-
sonen. Nur so können auch die Ri-
sikogruppen ausreichend geschützt
werden. Die Absonderung ist dabei
aus infektionsmedizinischer Sicht
eine entscheidende Maßnahme zur
Unterbrechung möglicher Infekti-
onsketten. 
Aufgrund einer dynamischen Zu-
nahme der Infektionszahlen ist der
Fokus bei den Gesundheitsämtern
auf die Bearbeitung der Infektions-
meldungen zu legen. Die positiv
getesteten Personen sind verpflich-
tet, eigenverantwortlich ihre Haus-

standsangehörigen auf die Pflicht
zur Absonderung hinzuweisen.
Kontaktpersonen, die nicht Haus-
standsangehörige sind, haben sich
nur auf Anordnung des Gesund-
heitsamts abzusondern.

Zu Nr. 1:
Unter die Definition einer engen
Kontaktperson fallen die Personen,
die einen engen Kontakt zu SARS-
CoV-2 infizierten Personen bzw.
COVID-19-Erkrankten im Sinn der
Empfehlungen „Kontaktpersonen-
nachver- folgung bei SARS-CoV-2-
Infektionen“ des Robert Koch-In-
stituts in seiner aktuellen Fassung
gehabt haben. In der vorgenannten
Empfehlung werden die entspre-
chenden Übertragungswege der Er-
krankung berücksichtigt und mög-
liche Expositionsszenarien benannt.
Enger Kontakt als Voraussetzung
für die Identifizierung als enge
Kontaktperson liegt vor, 
• wenn über einen Zeitraum von

mindestens 10 Minuten der Ab-
stand zu dem bestätigten Quell-
fall weniger als 1,5 m betragen
hat, ohne dass adäquater Schutz
gegeben war. Adäquater Schutz
bedeutet, dass Quellfall und Kon-
taktperson durchgehend und kor-
rekt MNS [Mund-Nasen-Schutz]
oder FFP2-Maske) tragen.

• wenn ein Gespräch zwischen
Kontaktperson und Quellfall
(face-to-face-Kontakt, <1,5 m)
stattgefunden hat, unabhängig
von der Gesprächsdauer ohne
adäquaten Schutz oder mit di-
rektem Kontakt mit dem respira-
torischen Sekret

• wenn sich Kontaktperson und
Quellfall im selben Raum mit
wahrscheinlich hoher Konzentra-
tion infektiöser Aerosole unab-
hängig vom Abstand für länger
als 10 Minuten aufgehalten ha-
ben auch wenn durchgehend
MNS [Mund-Nasen-Schutz] oder
FFP2-Maske) getragen wurde.

Abzugrenzen ist von den aufgeführ-
ten Situationen das Tragen von
FFP2-Masken als persönliche
Schutzausrüstung im Rahmen des
Arbeitsschutzes oder wenn auch
außerhalb des Arbeitsbereiches da-
von auszugehen ist, dass die
Maske korrekt getragen wurde (z.
B. nach einer Anleitung oder Ein-
weisung in die korrekte Anwen-
dung).
Die Mitglieder eines Hausstandes
gehören schon allein aufgrund der
täglichen räumlichen und körper-
lichen Nähe zu den engen Kon-
taktpersonen. Deswegen wird ihre
Absonderung ohne Einzelfallprü-
fung angeordnet.
Unter Verdachtsperson werden Per-
sonen verstanden, die Symptome
zeigen, die mit einer SARS-CoV-2-
Infektion vereinbar sind und die
sich nach ärztlicher Beratung einer
solchen Testung unterzogen haben.
Als Verdachtspersonen werden
auch Personen gezählt, die sich
selber mittels eines sogenannten
Selbsttests getestet haben.
Positiv getestete Personen sind alle
Personen, die Kenntnis davon ha-
ben, dass eine nach Inkrafttreten
dieser Allgemeinverfügung bei ih-
nen vorgenommene molekular-
biologische Untersuchung auf das
Vorhandensein von Coronavirus
SARS-CoV-2 bzw. ein nach Inkraft-
treten dieser Allgemeinverfügung

bei ihnen vorgenommener Antigen-
test für den direkten Erregernach-
weis von SARS-CoV-2 oder ein un-
ter fachkundiger Aufsicht selbst
durchgeführter Antigenschnelltest
oder PCR Test ein positives Ergeb-
nis aufweist. 
Das Gesundheitsamt der Kreis-
freien Stadt Chemnitz ist für den
Vollzug des Infektionsschutzgeset-
zes zuständig. Die örtliche Zustän-
digkeit besteht für betroffene Per-
sonen, die ihren gewöhnlichen
Aufenthalt in der Kreisfreien Stadt
Chemnitz haben oder zuletzt hat-
ten. Dies entspricht regelmäßig
dem Wohnsitz der Personen.
Bei Gefahr im Verzug gilt eine Not-
zuständigkeit auf der Grundlage
des § 3 Abs. 4 Verwaltungsverfah-
renssetz in Verbindung mit § 1 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes für
den Freistaat Sachsen auch für be-
troffene Personen, die nicht ihren
gewöhnlichen Aufenthalt in der
Kreisfreien Stadt Chemnitz haben
oder zuletzt hatten. Unaufschieb-
bare Maßnahmen müssen danach
durch das örtliche Gesundheitsamt
getroffen werden, in dessen Bezirk
der Anlass für die Amtshandlung
hervortritt. In Anbetracht der ge-
nannten erheblichen Gefahren für
die Gesundheit, die körperliche
Unversehrtheit und das Leben
zahlreicher Personen durch schwe-
re und lebensbedrohende Krank-
heitsverläufe besteht Gefahr in Ver-
zug bei allen betroffenen Personen,
für die in der Kreisfreien Stadt
Chemnitz der Anlass für die Ab-
sonderung hervortritt. Die sofortige
Entscheidung ist zur Verhinderung
der weiteren Verbreitung des Coro-
navirus SARS-CoV-2 und damit im
öffentlichen Interesse notwendig.
Die Zuständigkeit endet dort, wo
die eigentlich zuständige Behörde
wieder handlungsfähig ist. Das ei-
gentlich örtlich zuständige Gesund-
heitsamt wird unverzüglich unter-
richtet.

Zu Nr. 2:
Hausstandsangehörige müssen
sich eigenverantwortlich und ohne
Anordnung durch das Gesundheits-
amt unverzüglich nach Kenntniser-
langung von dem positiven Tester-
gebnis der im Hausstand woh-
nenden Person (1.4) in Absonde-
rung begeben. Ausgenommen von
der kategorischen Absonderungs-
pflicht der Hausstandsangehörigen
sind diejenigen, die um den Zeit-
punkt des Auftretens der ersten
Symptome beim Quellfall oder –
bei fehlender Symptomatik - um
den Zeitraum der Testung keinen
Kontakt zu diesem hatten, sowie
geimpfte oder genesene Haus-
standsangehörige.
Das Gesundheitsamt kann darüber
hinaus die Absonderung von engen
Kontaktpersonen, die nicht Haus-
standsangehörige sind, anordnen. 
Dies gilt jedoch nicht für symp-
tomfreie und zum Zeitpunkt des
Kontaktes zu einer positiv geteste-
ten vollständig gegen COVID-19
geimpfte bzw. genesene Personen.
Der Nachweis der Impfung erfolgt
durch den Impfausweis oder die
Impfbescheinigung (§ 22 IfSG).
Entsprechende Kopien bzw. digi-
tale Nachweise sind auf Verlangen
dem Gesundheitsamt vorzulegen. 
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Allen Personen, die Kontakt mit ei-
ner positiv getesteten Person hat-
ten und nicht abgesondert sind,
wird dringlich empfohlen, sich ei-
genverantwortlich mittels Antigen-
schnelltest oder PCR-Test auf das
Vorliegen einer Infektion mit
SARS-Cov-2 testen zu lassen. Die
Testung soll am 4. oder 5. Tag
nach dem Kontakt zu der positiv
getesteten Person stattfinden. Bis
zum Vorliegen des Testergebnisses
sollen sie ihre Kontakte reduzieren.
Das gilt auch für geimpfte und ge-
nesene Personen.
Die Befreiung für Geimpfte und
Genesene gilt jedoch nicht, wenn
der Verdacht oder Nachweis be-
steht, dass beim Quellfall eine In-
fektion mit einer der besorgniser-
regenden SARS-CoV-2-Varianten
vorliegt, bei denen die Empfehlun-
gen des RKI weiterhin keine Aus-
nahmen von der Absonderungs-
pflicht vorsehen (siehe https://
www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/
Neuartiges_Coronavirus/Kontakt-
person/Management.html).
Zur Eindämmung von Infektionen
ist es zudem erforderlich, dass sich
auch diejenigen Personen, die
Symptome zeigen, die auf eine
SARS-CoV-2-Infektion hindeuten
(COVID-19-typische Symptome)
und die sich aufgrund der Symp-
tome nach ärztlicher Beratung ei-
ner Testung auf SARS-CoV-2 un-
terzogen haben (Verdachtsperso-
nen), zunächst in Absonderung be-
geben. Der beratende Arzt hat die
Verdachtsperson über die Ver-
pflichtung zur Quarantäne zu in-
formieren. Die Meldepflicht nach
§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. t
und § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 44a
IfSG, die auch in Fällen gilt in de-
nen die betreffende Person nicht
bereit ist, sich freiwillig einer Tes-
tung zu unterziehen, bleibt unbe-
rührt. Für Personen, die sich ohne
Symptome einer lediglich aus epi-
demiologischer Indikation vorsorg-
lich vorgenommenen Testung (etwa
einer sogenannten „Reihentes-
tung“) unterziehen, gilt die Pflicht
zur Absonderung nach dieser All-
gemeinverfügung nicht, solange
kein positives Testergebnis vorliegt.
Darüber hinaus ist unabdingbar,
dass sich Personen mit einem po-
sitiven Testergebnis unverzüglich
nach Kenntniserlangung absondern
müssen. Die Infektion mit dem Co-
ronavirus SARS-CoV-2 kann auch

durch asymptomatische Personen
übertragen werden. Liegt ein posi-
tives Testergebnis vor, bestehen
dringende Anhaltspunkte für eine
Infektion. Hierbei kommt es nicht
darauf an, wo und aus welchem
Anlass die Testung vorgenommen
wurde. Damit die positiv getestete
Person sich und ggf. ihre Haus-
standsangehörigen unverzüglich
absondern kann, informiert die 
das Testergebnis bekanntgebende
Stelle bzw. Person auch über die
Pflicht zur Absonderung.
Personen, die mittels eines Anti-
gentests positiv getestet wurden,
müssen eine bestätigende Testung
mit einem Nukleinsäurenachweis
(z. B. PCR-Test) durchführen, um
potenzielle falsch-positive Tester-
gebnisse auszuschließen. Wenn
der PCR-Test negativ ausfällt, en-
det die Pflicht zur Absonderung für
die Person und ggf. ihre Haus-
standsangehörigen. Der Nachweis
über das negative Testergebnis ist
für einen Zeitraum von acht Wo-
chen aufzubewahren und auf Ver-
langen vorzuzeigen.
Die positiv getestete Person ist an-
gehalten, den PCR-Testnachweis
aufzubewahren. Bei Bedarf kann
auf der Grundlage von § 22 Abs. 6
des Infektionsschutzgesetzes in
Apotheken ein COVID-19-Genese-
nenzertifikat erstellt werden.
Personen, welche die Corona-Warn-
App nutzen, wird dringend emp-
fohlen, das positive Testergebnis
dort zu teilen. Die Nutzung der Co-
rona-Warn-App ist freiwillig, inso-
fern ist hier lediglich ein Appell
und keine rechtlich verpflichtende
Anordnung möglich. Dennoch wird
dies in die Allgemeinverfügung auf-
genommen, um möglichst viele po-
tenzielle Kontaktpersonen zu war-
nen, allgemein die Nutzung der
Corona-Warn-App zu befördern und
das eigenverantwortliche Handeln
zu stärken. Der Freistaat Sachsen
empfiehlt die Nutzung der Corona-
Warn-App. 

Zu Nr. 3:
Um eine Weitergabe des Virus zu
vermeiden, müssen die in ihrer
Wirksamkeit anerkannten Hygiene-
regeln und Schutzmaßnahmen
durch die enge Kontaktperso-
nen, Verdachtspersonen und po-
sitiv getestete Personen zuverläs-
sig eingehalten werden. Dies trifft
auch auf die mit der Kontakt-
person, der Verdachtsperson oder
der positiv getesteten Person in ei-

nem Hausstand lebenden Personen
zu. 

Zu Nr. 4:
Zur Bestätigung einer SARS-CoV-
2 Infektion bzw. COVID-19-Erkran-
kung muss das Gesundheitsamt
eine entsprechende Diagnostik
bzw. die Entnahme von Proben 
(z. B. Abstriche der Rachenwand)
veranlassen können. Das zu füh-
rende Tagebuch unterstützt die
Kontaktpersonen, frühzeitig Krank-
heitssymptome zu erkennen und
ermöglicht dem Gesundheitsamt
gesundheitliche Risiken von an-
deren Personen, z. B. der Haus-
standsangehörigen, sowie den Ver-
lauf der Absonderung bzw. Erkran-
kung einschätzen zu können.

Zu Nr. 5:
Mit den Regelungen wird erreicht,
dass eine notwendige medizinische
Behandlung oder ein Rettungs-
transport möglich ist. Gleichzeitig
wird aber auch ein ausreichender
Schutz Dritter vor einer Infektion
sichergestellt. Außerdem ist es er-
forderlich, dass auch minderjährige
Kontaktpersonen und Verdachts-
personen bzw. solche, die eine Be-
treuerin bzw. einen Betreuer ha-
ben, unter die Regelungen zur
Absonderung fallen. Die in diesem
Fall verantwortliche Person muss
festgelegt werden.
Ist die Aufrechterhaltung der
Pflege oder der medizinischen Ver-
sorgung trotz Ausschöpfung aller
organisatorischen Möglichkeiten
gefährdet können asymptomatisch
positiv getestete Personen die be-
rufliche Tätigkeit unter Beachtung
von Auflagen zur Einhaltung der
Infektionshygiene ausüben. Dies
ist nur zur Versorgung von an CO-
VID-19 erkrankten Personen unter
Tragen einer FFP2-Maske und der
Einhaltung der Hygienemaßnah-
men gestattet. Die Unterbrechung
der Absonderung gilt ausschließ-
lich für die Ausübung der Tätigkeit.
Das zuständige Gesundheitsamt ist
über die Einsatzdauer der positiv
getesteten Person unverzüglich zu
unterrichten. Mit dieser Regelung
soll erreicht werden, dass die pfle-
gerische und medizinische Versor-
gung von an COVID-19 erkrankten
Personen gesichert ist. Dies gilt
ausschließlich für positiv geteste-
tes Personal und nicht für abge-
sonderte Kontaktpersonen, da hier
die Gefahr der Ansteckung nicht
mehr gegeben ist.

Zu Nr. 6:
Die Absonderung kann erst dann
beendet werden, wenn der enge
Kontakt einer Person mit einer
SARS-CoV-2 infizierten Person, der
zur anschließenden Absonderung
geführt hat, mindestens 10 Tage
zurückliegt und während der gan-
zen Zeit der Isolation keine für CO-
VID-19 typischen Symptome auf-
getreten sind. Die Absonderungs-
zeit kann früher beendet werden,
wenn ein frühestens am 7. Tag vor-
genommener PCR-Test oder Anti-
genschnelltest negativ ausfällt. Die
Absonderung endet mit dem Vor-
liegen des negativen Testergebnis-
ses. Das Dokument des negativen
Testergebnisses ist für die Dauer
von acht Wochen aufzubewahren
und auf Verlangen dem Gesund-
heitsamt vozulegen. Die Testung
muss als Fremdtestung durch ei-
nen Leistungserbringer nach § 6
Abs. 1 Coronavirus-Testverordnung
(TestV), wie zum Beispiel Arztpra-
xen, Apotheken oder beauftragte
Teststellen erfolgen. Der Antigen-
schnelltest muss die durch das
Paul-Ehrlich-Institut in Abstim-
mung mit dem Robert Koch-Insti-
tut festgelegten Mindestkriterien
für Antigen-Tests erfüllen. Der An-
tigenschnelltest muss die durch
das Paul-Ehrlich-Institut in Ab-
stimmung mit dem Robert Koch-
Institut festgelegten Mindestkrite-
rien für Antigen-Tests erfüllen und
vom Paul-Ehrlich-Institut evaluiert
wurden. 
Abweichend von vorgenannter Re-
gelung können Schülerinnen und
Schüler den Antigenschnelltest
auch unter Aufsicht in der Schule
durchzuführen, wenn die Testung
nicht bei einem Leistungserbringer
erfolgen kann.
Die Absonderung der Verdachtsper-
son endet mit dem Vorliegen eines
negativen Testergebnisses (PCR-
Test). Bei positivem Ergebnis des
PCR-Test muss die Absonderung
gemäß den Regelungen für positiv
getestete Personen fortgesetzt wer-
den. 
Bei positiv getesteten Personen en-
det die Absonderung nach 14 Ta-
gen bei asymptomatischem Ver-
lauf. Bei symptomatischem Krank-
heitsverlauf endet die Absonderung
frühestens 14 Tage nach Symp-
tombeginn und Symptomfreiheit
seit mindestens 48 Stunden (defi-
niert als nachhaltige Besserung der
akuten COVID-19-Symptomatik ge-
mäß ärztlicher Beurteilung). Am

Ende ist ein abschließender Anti-
genschnelltest zum Ausschluss von
weiterbestehender Infektiosität
empfohlen. Besteht der Verdacht
oder der Nachweis, dass die be-
troffene Person weiterhin SARS-
CoV-2-positiv und infektiös ist,
kann das Gesundheitsamt die Ab-
sonderung verlängern bzw. andere
Maßnahmen ergreifen. Aus Grün-
den der Verhältnismäßigkeit ist die
Verlängerung der Absonderung auf
sieben Tage zu beschränken. Hier
gilt es bei besonderen Patienten-
gruppen, wie z. B. immunsupri-
mierten Personen, eine dauerhafte
Absonderung zu vermeiden. 

Personen, die vollständig geimpft
sind und keine Symptome entwi-
ckelt haben, können die Absonde-
rung frühzeitig beenden, wenn ein
frühestens am 5. Tag vorgenom-
mener PCR-Test oder ein am 7. Tag
vorgenommener Antigenschnelltest
negativ ausfällt. Es ist davon aus-
zugehen, dass die Ausscheidungs-
dauer des Virus bei geimpften Per-
sonen, die asymptomatisch sind,
kürzer ist. Die Absonderung endet
mit dem Vorliegen des negativen
Testergebnisses. Der Nachweis des
negativen Testergebnisses ist für
den Zeitraum von acht Wochen
aufzubewahren und auf Verlangen
vorzuzeigen.

Zu Nr. 7:
Eine Zuwiderhandlung gegen diese
Allgemeinverfügung kann nach 
§ 73 Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs. 2
IfSG als Ordnungswidrigkeit mit ei-
ner Geldbuße bis zu 25.000 EUR
geahndet werden. Wird die Zuwi-
derhandlung vorsätzlich begangen
und dadurch die Coronavirus-
Krankheit-2019 (COVID-19) ver-
breitet, kann dies gemäß § 74 IfSG
als Straftat geahndet werden.

Zu Nr. 8:
Die Vorschrift regelt das Inkrafttre-
ten sowie die Befristung der Allge-
meinverfügung. Die Allgemeinver-
fügung gilt zunächst vom
17.01.2022 bis einschließlich
23.01.2022 und ist gemäß §  28
Abs. 3 IfSG in Verbindung mit 
§ 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes
sofort vollziehbar.

Chemnitz, den 06.01.2022

gez. Spalteholz //
Dr. Holger Spalteholz
amt. Leiter Gesundheitsamt


